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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Finanzverwaltung 

- Nr. 69/ der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des ii. Ausschusses 


Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Der Bundestag hat das folgende Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: Gesetz beschlossen: 


Abschnitt I 


Abschnitt I 


Allgemeine Vorschriften 


Allgemeine Vorschriften 


§ 1 


Bundesfinanzbehörden 


(1) Die B u n d e s s t e u e r n 
werden durch Bundes- 
f i n a n z b e h ö r d e n ver- 
waltet. Bundesfinanzbehörden 
sind: 

1. als Mittelbehörden: die Ober- 
finanz Präsidien; 

2. als örtliche Behörden: die 
Hauptzollämter einschließlich 
ihrer Hilfsstellen (Zollämter, 
Bezirkszollkommissare, Zoll- 
aufsichtsstellen) und die 
Zollfahndungsstellen. Die 
Hauptzollämter und die 
Zollfahndungsstellen gelten 
als Finanzämter im Sinn der 
Reichsabgabenordnung. 


§ 1 

Bundesfinanzbehörden 
(1) Bundesfinanzbehörden sind: 


1. als Mittelbehörden: die Ober- 
finanzdirektionen ; 

2. als örtliche Behörden: die 
Hauptzollämter einschließlich 
ihrer Hilfsstellen (Zollämter, 
Bczirkszollkommissare, Zoll- 
aufsichtsstellen) und die Zoll- 
fahndungsstellen. Die Haupt- 
zollämter und die Zollfahn- 
dungsstellen gelten als Finanz- 
ämter im Sinn der Reichsab- 
gabenordnung. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(2) Die oberste Leitung der Bun- (2) 'Die oberste Leitung der Bun- 
desfinanzbehörden steht dem desfinanzbehörden hat der Bundes- 
Bundesminister der Finanzen z u. minister der Finanzen. 

§ 2 § 2 
Landesfinanzbehörden Landesfinanzbehörden 

(1) Die Landessteuern (1) Landesfinanzbehörden sind: 
werden durch Landes- 
finanzbehörden ver- 
waltet. Landesfinanzbehörden 
sind: 

1. als Mittelbehörden: die Ober- i, als Mittelbehörden: die Ober- 
finanz Präsidien; finanzdirektionen; 

2. als örtliche Behörden: die 2. als örtliche Behörden: die 

Finanzämter einschließlich Finanzämter einschließlich ihrer 

ihrer Hilfsstellen. Hilfsstellen. 

oberste Leitung der Lan- (2) Die oberste Leitung der Landes- 

desfinanzbehörden steht dem finanzbehörden hat die für die 
Landesfinanzminister Finanzverwaltung zuständige 
(Finanzsenator) zu. oberste Landesbehörde. 

Abschnitt II Abschnitt II 

Oberfinanz p r ä s i d i e n Oberfinanzdirektionen 

§ 3 

Leitung und Gliederung 
des Oberfinanzpräsidiums 

(1) Das Oberfinanzpräsidium (§ 1 
Absatz 1 Ziffer 1, § 2 Absatz 1 
Ziffer 1) wird durch den Ober- 
finanzpräsidenten geleitet. Es be- 
steht aus einer Zoll- und 
Verbrauchsteuerabteilung, einer 
Bundesvermögens- und Bauabtei- 
lung und einer Besitz- und Ver- 
kehrsteuerabteilung. 

(2) Im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen 
kann der Landesfinanzminister 
(Finanzsenator) der Bundes- 
vermögens- und Bauabteilung die 
Verwaltung von Landesvermögen 
und die Erledigung von Bauauf- 
gaben des Landes übertragen. 

§ 4 § 4 (5) 

Bezirk und Sitz des Oberfinanz- Bezirk und Sitz der Oberfinanz- 
präsidiums direktionen 

Die Bezirke der Oberfinanz- Die Bezirke der Oberfinanzdirek- 
Präsidien (Oberfinanzbezirke) tionen (Oberfinanzbezirke) sind so 
sind so zu bilden, daß sie sich mit zu bilden, daß sie sich mit den 
den Ländern oder mit größeren Landern oder mit größeren Ver- 


§ 3 

entfällt 
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Verwaltungsbezirken der Länder 
decken. Die Oberfinanzbezirke 
und den Sitz der Oberfinanz- 
Präsidien bestimmt der Bun- 
desminister der Finanzen im Ein- 
vernehmen mit dem zustän- 
digen L a n d e s f i n a n z - 
minister (Finanzsena- 
tor). Wenn eine Einigung zwi- 
schen dem Bundesminister der 
Finanzen und dem Landes- 
f i n a n z m i n i s t er (Finanz- 
senator) nicht erzielt werden 
kann, entscheidet die Bundes- 
regierung im Einvernehmen mit 
dem Bundesrat. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

waltun gsbezirken der Länder dek- 
ken. Die Ober finanzbezirke und den 
Sitz der Oberfinanzdirektionen 
bestimmt der Bundesminister der 
Finanzen im Einvernehmen mit 
der für die Finanzverwaltung zu- 
ständigen obersten Landesbehörde, 
Wenn eine Einigung zwischen dem 
ßundesminister der Finanzen und 
der für die Finanzverwaltung zu- 
ständigen obersten Landesbehörde 
nicht erzielt werden kann, ent- 
scheidet die Bundesregierung im 
Einvernehmen mit dem Bundesrat. 


§5 


Aufgaben 

d e s Oberf inanz Präsidiums 

(1) Das Oberfinanz p r ä s i - 
d i u m hat die obere Leitung der 
Finanzverwaltung des Bundes und 
des Landes für seinen Bezirk. 
E s überwacht die Gleichmäßig- 
keit der Gesetzesanwendung und 
beaufsichtigt die Geschäftsfüh- 
rung derFIauptzollämter 
undZollfahndungsstel- 
1 e n und die Geschäftsführung 
der Finanzämter. 

(2) Das Oberfinanzprä- 
sidium verwaltet die 
Umsatzsteuer und die 
Beförderungssteuer Im 
Ob erfinanzbezirk. 


§6 


Stellung des Oberfinanzpräsidenten 


(1) Der Oberfinanzpräsident Ist 
sowohl Bundesbeamter als auch 
Landesbeamter. Er wird auf 
Vorschlag des Bundesministers 
der Finanzen und des Lan- 
desfinanzministers (Fi- 
nal! z s e n a t o r) durch den 


. § 5 ( 4 ) 

Aufgaben 

der Oberfinanzdirektionen 

Die Oberfinanzdirektion hat die 
Leitung der Finanzverwaltung des 
Bundes und des Landes für ihren 
Bezirk. Sie überwacht die Gleich- 
mäßigkeit der Gesetzesanwendung 
und beaufsichtigt die Geschäfts- 
führung aller nachgeordneten 
Dienststellen. 


§ 6 


Stellung des Oberfinanzpräsidenten 


(1) Die Oberfinanzdirektion (§ 1 
Absatz 1 Ziffer 1, § 2 Absatz 1 
Ziffer 1) wird durch den Ober- 
finanzpräsidenten geleitet. 

(2) Der Oberfinanzpräsident ist 
sowohl Bundesbeamter als auch 
Landesbeamter, Er wird auf Vor- 
schlag des Bundes minister s der 
Finanzen und der für die Finanz- 
verwaltung zuständigen obersten 
Landesbehörde durch den Bundes-- 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Bundespräsidenten und die zu- 
ständige Stelle des Landes im 
gegenseitigen Einvernehmen er- 
nannt und entlassen. 

(2) Die Bezüge des Oberfinanz- 
präsidenten richten sich nach den 
Vorschriften des Landes, zu dem 
der Oberfinanzbezirk gehört. 

§7 

Aufgaben der Abteilungen 
des Oberfinanz Präsidiums 


(1) Die Zoll- und Verbrauch- 
steuerabteilung nimmt die 
obere Leitung aller Auf- 
gaben wahr, für deren Erledi- 
gung Örtlich die Hauptzollämter 
oder die Zollfahndungsstellen 
(§§ 13 u. ff.; § 20) zuständig sind. 
Die Bundesvermögens- und Bau- 
abteilung verwaltet Bundesver- 
mögen und erledigt Bauaufgaben 
•des Bundes im Oberfinanzbezirk. 
Die Zoll- und Verbrauchsteuer- 
abteilung und die Bundesver- 
mögens- und Bauabteilung sind 
mit Verwaltungsangehörigen des 
Bundes zu besetzen. 

(2) Die Besitz- und Verkehrsteuer- 
abteilung nimmt die obere 
Leitung aller Aufgaben wahr, 
für deren Erledigung örtlich die 
Finanzämter (§ 2 2) zuständig 
sind. Die Besitz- und Verkehr- 
steuerabteilung i s t mit Verwal- 
tungsangehörigen des Landes z u 
besetzen. 


Präsidenten und die zuständige 
Stelle des Landes im gegenseitigen 
Einvernehmen ernannt und ent- 
lassen. 

(3) Die Bezüge des Oberfinanz- 
präsidenren richten sich nach den 
Vorschriften des Landes,’" zu dem 
der Oberfinanzbezirk gehört. 

§ 7 

Aufgaben der Abteilungen der 
Oberfinanzdirektion 

(1) Die Oberfinanzdirektion be- 
steht aus einer Zoll- und Ver- 
brauchsteuerabteilung, einer Bun- 
desvermögens- und ßauabteilung 
und einer Besitz- und Verkehr- 
steuerabteilung, 

(2) Die Zoll- und Verbrauchsteuer- 
abteilung leitet die Durchführung 
aller Aufgaben, für deren Erledi- 
gung örtlich die Hauptzollämter 
oder die Zollfahndungsstellen 
(§§ 13 ff; § 20) zuständig sind. 
Die Bundes Vermögens- und Bau- 
abteilung verwaltet Bundes vermö- 
gen und erledigt Bauaufgaben des 
Bundes im Oberfinanzbezirk. Die 
Besitz- und Verkehrsteuerabtei- 
lung leitet die Durchführung aller 
Aufgaben, für deren Erledigung 
örtlich die Finanzämter (§§ 21 
u. ff) zuständig sind. 

(3) Die Zoll- und Verbrauch- 
steuerabteilung und die Bundes- 
vermögens- und Bauabteilung wer- 
den mit Verwaltungsangehörigen 
des Bundes, die Besitz- und Ver- 
kehrsteucrabteilung mit Verwal- 
tungsangehörigen des Landes be- 
setzt. 

(4) Im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen kann 
das Land der Bundesvermögens- 
und Bauabteilung die Verwaltung 
von Landesvermögen und die Er- 
ledigung von Bauaufgaben des 
Landes übertragen. Das Land 
kann bei der Oberfinanzdirektion 
eine Landesvermögens- und Bau- 
abteilung einrichten, welche Lan- 
desvermögen verwaltet und'Bau- 
aufgaben des Landes erledigt und 
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§ 8 

Besondere Aufgaben 
der Abteilung 

Zu den Aufgaben einer Abtei“ 
lung des Oberfinanz p r ä s i - 
diums(§3Absatzl) gehören 
auch die Organisation, der Haus- 
halt und die Personalangelegen- 
helten der Abteilung und der 
nachgeordneten Dienststellen ihres 
Zuständigkeitsbereichs. 


§9 

Vertretung 

des Oberfinanzpräsidenten 
(1) Für den Fall einer längeren 
Abwesenheit oder Behinderung 
des Oberfinanzpräsidenten kön- 
nen der Bundesminister der Fi- 
nanzen und. der Landes- 
finanzminister(Finanz- 
Senator) im gegenseitigen Ein- 
vernehmen einen ständigen Ver- 
treter des Oberfinanzpräsidenten 
bestellen. Das gleiche gilt, wenn 
die Stelle des Oberfinanzpräsiden- 
ten nicht besetzt ist. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

mit Verwaltungsangehörigen des 
Landes zu besetzen ist. 

(5) Die örtlichen Aufgaben der 
Bundesbauverwaltung werden 
durch Landesbehörden wahrge- 
nommen, die der Bundesfinanz- 
minister im Einvernehmen mit 
der für die Finanzverwaltung zu- 
ständigen obersten Landesbehörde 
bestimmt; die örtlichen Aufgaben 
der Bundesvermögensabteilung 
können einer Landesbehörde über- 
tragen werden, die der Bundes- 
finanzminister im Einvernehmen 
mit der für die Finanzverwaltung 
zuständigen obersten Landesbe- 
hörde bestimmt. 

(6) Soweit Landesaufgaben durdi 
den Bund (Absatz 4 Satz 1) oder 
Bundesaufgaben durch das Land 
(Absatz 5) wahrgenommen wer- 
den, ist eine angemessene Entschä- 
digung zu zahlen. 

§ 8 

Besondere Aufgaben der 
Abteilungen 

Zu den Aufgaben der Abteilungen 
der Oberfinanzdirektion (§ 7) 
gehören auch die Organisation, der 
Haushalt und die Personalange- 
legenheiten der Abteilung und der 
nachgeordneten Dienststellen ihres 
Zuständigkeitsbereichs. Diese Auf- 
gaben sind für die Bundesabtei- 
lungen in einer der Bundesabtei- 
lungen, für die Landesabteilungen 
in einer der Landesabteilungen 
zusammenzufassen. 

§ 9 

Vertretung des Oberfinanz- 
präsidenten 

(1) Für den Fall einer längeren Ab- 
wesenheit oder Behinderung des 
Oberfinanzpräsidenten können der 
Bundesminisrer der Finanzen und 
die für die Finanzverwaltung zu- 
ständige oberste Landesbehörde 
im gegenseitigen Einvernehmen 
einen ständigen Vertreter des Ober- 
finanzpräsidenten bestellen. Das 
gleiche gilt, wenn die Stelle des 
Oberfinanzpräsidenten nicht be- 
setzt ist. 
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(2) Solange ein ständiger Vertreter 
des Oberfinanzpräsidenten nicht 
bestellt ist, wird der Oberfinanz- 
präsident vertreten: 

1. durch den Leiter der 
Zoll- und Verbrauch- 
steuerabteilung in 
allen Angelegenhei- 
ten, für die die Zoll- 
uridVerbrauchsteuer- 
abteilung zuständig 
ist, 

2. durch den Leiter der 
Bundesvermögens- 
und Bauabteilung in 
allen Angelegenhei- 
ten, für die die Bun- 
de s v e r m ö g e n s - und 
Bauabteilung zu- 
ständig ist, 

3. durch den Leiter der 
Besitz-undVerkehr- 
steuerabteilung in 
allen Angelegenhei- 
ten, für die die Be- 
sitz- und Verkehr- 
st e u e r a b t e i 1 u n g zu- 
ständig ist. 

(3) In allen Angelegenheiten, die 
alle Abteilungen des Oberfinanz- 
präsidiums betreffen, wird der 
Oberfinanzpräsident, solange ein 
ständiger Vertreter nicht bestellt 
ist, durch den dienstältesten Ab- 
teilungsleiter vertreten. 

§ 10 

Verwaltung der Umsatzsteuer 
und der Beförderungsteuer 

(1) Die Umsatzsteuer und die Be- 
förderungsteuer werden bei den 
Oberfinanz p r ä s i d i e n durch 
Verwaltungsangehörige des Bun- 
des bearbeitet, die der Be- 
sitz- und Verkehrsteuerabteilung 
zugeteilt sind. Diese Verwaltungs- 
angehörigen des Bundes unter- 
stehen dem Oberfinanzpräsiden- 
ten unmittelbar. 

(2) Die Oberfinanz p r ä s i d i e n 
können bei der Bearbeitung der 
Umsatzsteuer und der Beförde- 
rungsteuer die Hilfe der L a n - 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Solange ein ständiger Vertreter 
des Oberfinanzpräsidenten nicht be - 
stellt ist, wird der Oberfinarz- 
präsident in Angelegenheiten, die 
nur eine Abteilung betreffen, durch 
den Leiter der Abteilung, in allen 
anderen Angelegenheiten durch 
den dienstältesten Abteil ungsleiter 
vertreten. 


§ 10 

Verwaltung der Umsatzsteuer und 
der Beförderungsteuer 

( 1 ) Die Umsatzsteuer und die Be- 
förderungsteuer werden durch die 
Oberfinanzdirektionen verwaltet, 
und zwar durch Verwaltungs- 
angehörige des Bundes, die der 
Besitz- und Verkehrsteuerabteilung 
zugeteilt sind und dem Oberfinanz- 
präsidenten unmittelbar unter- 
stehen. 

(2) Die Oberfinanzdirektionen 
können bei der Bearbeitung der 
Umsatzsteuer und der Beförde- 
rungsteuer die Hilfe der Finanz- 
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des finanzbchörden in Anspruch 
nehmen. Für die Hilfeleistung 
der Landes f inanz behörden 
bei der Bearbeitung der Umsatz- 
steuer und der Beförderungsteuer 
erhalten die Länder vom Bund 
eine angemessene Entschädigung. 
(3) Soweit Finanzämter 
bei der Bearbeitung 
der Umsatzsteuer und 
der Beförderungsteuer 
nach Absatz 2 Hilfe lei- 
sten, gelten die Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung, ins- 
besondere für die Zuständigkeit 
des Finanzamts und für 
das Verfahren, entsprechend. 

§ 11 

Oberfinanzkassen 

(1) Bei jedem Oberfinanz Prä- 
sidium besteht eine Ober- 
finanzkasse. Sie untersteht dem 
Oberfinanzpräsidenten unmittel- 
bar. Der Leiter der Oberfinanz- 
kasse ist Landesbeamter; er wird 
durch den Oberfinanzpräsidenten 
auf gemeinsame Weisung des Bun- 
desministers der Finanzen und 
des Landesfinanzmini- 
sters (Finanzsenators) 
bestellt. 

(2) BeijederOberfinanz- 
kasse wird je eine Ab- 
teilung für die Kasse n- 
verwaltung aus dem Ge- 
schäftskreis der Zoll- 
und V e r b r a u c h s t e u e r - 
abteilung und für die 
Kassenverwaltung aus 
dem Geschäftskreis der 
Besitz- und Verkehr- 
st e u e r a b t e i 1 u n g einge- 
richtet. Die Kassenver- 
waltung aus dem Ge- 
schäftskreis der Zoll- 
und V e r b r a u c h s t e u e r - 
abteilung ist mit Ver- 
waltungsangehörigen 
des Bundes, die Kassen- 
verwaltung aus dem Ge- 
schäftskreisderBesitz- 
und V e r k e h r s t e u e r a b - 
teilung ist mit Verwal- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

ämter in Anspruch nehmen. Für 
die Hilfeleistung der Finanzämter 
bei der Bearbeitung der Umsatz- 
steuer und der Beförderungsteuer 
erhalten die Länder vom Bund 
eine angemessene Entschädigung. 

(3) Die Vorschriften der Reichsab- 
gabenordnung, Insbesondere für 
die Zuständigkeit und das Ver- 
fahren, gelten entsprechend. 


§ 11 

Oberfinanzkassen 

(1) Bei jeder Oberfinanzdirektion 
besteht eine Oberfinanzkasse, 
welche die Kassenverwaltung für 
die Oberfinanzdirektion besorgt. 
Sie untersteht dem Oberpräsidenten 
unmittelbar. 


(2) Der Leiter der Oberfinanzkasse 
ist sowohl Bundesbeamter als auch 
Landesbeamter; er wird durch den 
Obe- finanzpräsidenten auf gemein- 
same Weisung des Bundesministers 
der Finanzen und der für die 
Finanz Verwaltung zuständigen 
obersten Landesbehörde bestellt. 
Im übrigen ist die Oberfinanz- 
kasse nach dem Verhältnis der 
Aufgaben mit Verwaltungsange- 
hörigen des Bundes und Verwat- 
tungsangehörigen des Landes zu 
besetzen. 
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tungsangehörigen des 
Landes zu besetzen. 

(3) Die Kassenverwal- 
tung für die Bundesver- 
mögens- und Bauabtei- 
lung besorgen die rech- 
nungslegenden Kassen 
nach besonderen Be- 
stimmungen. 

§ 12 

Kosten des 

Oberfinanz Präsidiums 

Die Kosten des Oberfinanz Prä- 
sidiums werden vom Bund 
getragen, soweit sie auf die Zoll- 
und V erbrauchsteuerabteilung, 
auf die Bundesvermögens- und 
Bauabteilung und auf die Verwal- 
tungsangehörigen des Bundes bei 
der Besitz- und Verkehrsteuer- 
abteilung und bei der Oberfinanz- 
kasse entfallen. Die Bezüge des 
Oberfinanzpräsidenten werden 
vom Bund und vom Land je zur 
Hälfte getragen. Die übrigen 
Kosten des Oberfinanz Präsi- 
diums trägt das Land. 

Abschnitt III 

Hauptzollämter 
und Zollfahndungsstellen 

§ 13 

Bezirk und Sitz 
der Hauptzollämter 

Der Bundesminister der Finanzen 
bestimmt den Bezirk und den Sitz 
der Hauptzollämter. 

§ 14 

Aufgaben der Hauptzollämter 

(1) Die Hauptzollämter sind als 
örtliche Bundesbehörden (§ 1 Ab- 
satz 1 Ziffer 2) für die Verwaltung 
der Zölle, derFinanzmono- 
pole, der Verbrauchsteuern ein- 
schließlich der den Ländern zu- 
fließenden Biersteuer, für den 
Zollgrenzdienst und für die 
Überwachung der Ausfuhr und 
der Einfuhr von Zahlungsmitteln 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 12 

Kosten der Oberfinanzdirektion 

Die Kosten der Oberfinanzdirek- 
tionen werden vom Bund getragen, 
soweit sie auf die Zoll- und Ver- 
brauchsteuerabteilung, auf die 
Bundes Vermögens- und Bauabtei- 
lung und aut die Verwaltungsan- 
gehöriuen des Bundes bei der Besitz- 
und Verkehrsteuerabteilung und 
bei der Oberfinanzkasse entfallen. 
Die Bezüge des Oberfinanzpräsi- 
denten und des Leiters der Ober- 
finanzkasse werden vom Bund und 
vom Land je zur Hälfte getragen. 
Die übrigen Kosten der Oberfinanz- 
direktionen trägt das Land. 

Abschnitt III 

Hauptzollämter und Zollfahn- 
dun gsst eilen 

§ 13 

unverändert 

§ 14 

Aufgaben der Hauptzollämter 

(1) Die HauptzoHämter sind als 
örtliche Bundesbehörden (§ 1 Ab- 
satz 1 Ziffer 2) für die Verwal- 
tung der Zölle, der Verbraudi- 
steuern einschließlich der den 
Ländern zu fließenden Biersteuer, 
für den Zoll grenzdienst, für die 
Überwachung der Ausfuhr und 
der Einfuhr von Zahlungsmitteln 
und für die ihnen sonst über- 
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zuständig. Der Bundesminister 
der Finanzen bestimmt den Um- 
fang der Geschäfte der Hauptzöll- 
ämter und kann Hauptzollämter 
und deren Hilfsstellen auf die 
Verwaltung bestimmter Steuern 
oder die Wahrnehmung bestimm- 
ter Aufgaben beschränken. 

(2) Der Bund erhält als Beitrag 
für die Kosten der Verwaltung 
der Biersteuer von den Ländern 
vier vom Hundert des Biersteuer- 
aufkommens. 

§ 15 

Leitung der Hauptzollämter 

(1) Die Hauptzollähiter und ihre 
Hilfsstellen werden durch Vor- 
steher geleitet, denen die erforder- 
lichen Beamten beigegeben sind. 
Mit der Vertretung der Vorsteher 
Im allgemeinen oder mit der 
Wahrnehmung einzelner Dienst- 
geschäfte der Vorsteher können 
andere Beamte betraut werden. 

(2) Die Vorsteher haben darauf 
zu halten, daß die Steuern in 
ihrem Bezirk nach dem Gesetz 
verwaltet und alle Steuerpflich- 
tigen gleichmäßig behandelt wer- 
den. Sie haben alles, was für die 
Festsetzung der Steuern in ihrem 
Bezirk wichtig Ist, sorgfältig zu 
erkunden, die Nachrichten dar- 
über zu sammeln und fortlaufend 
zu ergänzen. 

§ 16 

Beistandspflicht 
der Ortsbehörden 

(1) Die Gemeindebehörden, die 
Ortspolizeibehörden und die son- 
stigen Ortsbehörden haben den 
Hauptzollämtern auch neben der 
in § 188 Reichsabgabenordnung 
vorgesehenen Beistandspflicht 
Hilfe zu leisten, soweit dies wegen 
ihrer Kenntnis der örtlichen Ver- 
hältnisse oder zur Ersparung von 
Kosten oder Zeit zweckmäßig ist. 

(2) Für Hilfeleistungen nach Ab- 
satz 1 werden Entschädigungen 
nicht gewährt. 
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tragenen Aufgaben zuständig. 
Der Bundesminister der Finanzen 
bestimmt den Umfang der Ge- 
schäfte der Hiuptzollämter und 
kann Hauptzollämter und deren 
Hilfsstellen auf die Verwaltung 
bestimmter Steuern oder die Wahr- 
nehmung bestimmter Aufgaben 
beschränken. 

(2) Der Bund erhält als Beitrag 
für die Kosten der Verwaltung 
der Biersteucr von den Ländern 
vier vom Hundert des Biersteuer- 
aulkommens. 

J 15 

unverändert 


§ 16 


unverändert 
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§ 17 

Übertragung von Verwaltungs- 
geschäften an Gemeindebehörden 

(1) Der Bundesminister der Fi- 
nanzen kann aus dem Aufgaben- 
kreis der Hauptzollämter einzelne 
Arten von Geschäften, insbeson- 
dere die Erhebung, die Beitrei- 
bung, die Zustellung oder die Be- 
arbeitung von Stundungsangele- 
genheiten, sei es allgemein, sei es 
für eine Abgabe oder für mehrere 
Abgaben, an Behörden der Ge- 
meinden oder Gemeindeverbände 
übertragen und die Übertragung, 
vorbehaltlich abweichender Ver- 
einbarung, zurücknehmen. 

(2) Sind^ Verwaltungsgeschäfte 
der Hauptzollämter nach Ab- 
satz 1 an Behörden der Gemeinden 
oder Gemeindeverbände über- 
tragen worden, so erhalten die 
Gemeinden oder Gemeindever- 
bände für diese Verwaltung vom 
Bund eine angemessene Entschä- 
digung. 

§ 18 

Verhältnis zwischen 
Hauptzollamt und mitwirk enden 
anderen Behörden 

(1) Soweit Gemeindebehörden 
oder andere Behörden einzelne 
Arten von Geschäften der Haupt- 
zollämter wahrnehmen, haben sie 
den Weisungen der Bundesfinanz- 
behörden zu folgen. 

(2) Die Hauptzollämter sind be- 
rechtigt, die Tätigkeit der Ge- 
meindebehörden der anderen Be- 
hörden, soweit sie sich auf die 
wahrgenommenen Verwaltungs- 
geschäfte bezieht, nachzuprüfen. 

§ 19 

Anwendung 

der Reichsabgabenordnung durch 
mitwirkende andere Behörden 

Soweit Bundessteuern auf Grund 
einer Übertragung von Verwal- 
tungsgeschäften nach § 17 von 
Gemeindebehörden oder von 
anderen Behörden verwaltet wer- 


§ 17 


unverändert 


§ 18 

unverändert 


§ 19 


unverändert 
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den, sind die Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung anzuwen- 
den. Der Bundesminister der Fi- 
nanzen kann jedoch zulassen, daß 
auf die Beitreibung die Vor- 
schriften anzuwenden sind, die 
für die der Gemeinde zufließenden 
Steuern gelten. 

§ 20 

Zollfahndungsstellen 

(1) Die Zollfahndungsstellen wir- 
ken bei der Erforschung und bei 
der Verfolgung von Steuerver- 
gehen und von Zuwiderhand- 
lungen im Sinne des Artikels VIII 
des Gesetzes Nr. 53 (Neufassung) 
mit. Ihre Beamten haben inso- 
weit die Befugnisse, die den Be- 
amten der Hauptzollämter für 
die Steueraufsicht und im Steuer- 
strafverfahren zustehen. Sie sind 
Hilfsbeamte der Staatsanwalt- 
schaft im Sinn von § 152 des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes und von 
§ 163 der Strafprozeßordnung. 

(2) Für die Bestimmung des Be- 
zirks und des Sitzes der Zollfahn- 
dungsstellen gilt § 13 entspre- 
chend. 

Abschnitt IV 
Finanzämter 

§ 21 

Bezirk und Sitz 
der Finanzämter 

Der Landesfinanzmini- 
ster (Finanzsenator) be- 
stimmt den Bezirk und den Sitz 
der Finanzämter. 

§ 22 

Aufgaben der Finanzämter 
(1) Die Finanzämter sind als ört- 
liche Landesbehörden für die Ver- 
waltung der Landessteuern 
und für die ihnen sonst übertra- 
genen Aufgaben zuständig. 
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§ 20 

Zollfahndungsstellen 

(1) Die Zollfahndungsstellcn wir- 
ken bei der Erforschung und bei 
der Verfolgung von Steuerverge- 
hen und von Zuwiderhandlungen 
im Sinne des Artikels VIII des Ge- 
setzes Nr. 53 (Neufassung) mit 
und erledigen die ihnen sonst 
übertragenen Aufgaben. Ihre Be- 
amten haben die Befugnisse, die 
den Beamten der Hauptzollämter 
für die Steuer auf sicht und im 
Steuerstrafverfahren zustehen. Sie 
sind Hilfsbeamtc der Staatsanwalt- 
schaft im Sinn von § 152 des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes und von 
§ 163 der Strafprozeßordnung. 

(2) Für die Bestimmung des Be- 
zirks und des Sitzes der Zollfahn- 
dungsstellen gilt § 1 3 entsprechend 


Abschnitt IV 
Finanzämter 
§ 21 

Bezirk und Sitz der Finanzämter 
Die für die Finanzverwaltung zu- 
ständige oberste Landesbehörde 
bestimmt den Bezirk und den 
Sitz der Finanzämter. 

§ 22 

Aufgaben der Finanzämter 
(1) Die Finanzämter sind als ört- 
liche Landesbehörden für die Ver- 
waltung der den Ländern ganz oder 
zum Teil zufließenden Besitz- 
oder Verkehrsteuern und für 
die ihnen sonst übertragenen Auf- 
gaben zuständig. 
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(2) Der Landesfinanz- 
minister (Finanzsena- 
tor) bestimmt den Umfang der 
Geschäfte der Finanzämter, soweit 
dieser nicht auf Bundesgesetz be- 
ruht, und kann dabei Finanzämter 
auf die Verwaltung bestimmter 
Steuern oder die Wahrnehmung 
bestimmter Aufgaben beschränken. 

§23 

Leitung der Finanzämter 
Mitwirkung anderer Behörden 
Die §§ 15 — 19 gelten für die Fi- 
nanzämter entsprechend. 


§ 24 

Bildung von Steuerausschüssen 

(1) Bei den Finanzämtern, die 
Steuern vom Einkommen oder 
vom Vermögen verwalten, sind 
Steuerausschüsse zu bilden. 


• 

(2) Für die Bildung der Steuer- 
ausschüsse und deren Tätigkeit 
gelten die Vorschriften der §§ 25 
bis 34, soweit nicht beim 
Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abweichende 
1 a n d e s r e c h 1 1 i c h e Vor- 
schriften über Steuer- 
ausschüsse bestehen, 

§25 

Zuständigkeit 
der Steuerausschüsse 

(1) Das Finanzamt kann sich 
durch den Steuerausschuß beraten 
lassen: 

1. bei der gesonderten Feststel- 
lung der Besteuerungsgrund- 
lagen in den Fällen der §§ 214, 
215 und 220 Ziffer 2 der 
Reichsabgabenordnung, 


(2) Die für die Finanzverwaltung 
zuständige oberste Landesbehörde 
bestimmt den Umfang der Ge- 
schäfte der Finanzämter, soweit 
dieser nicht auf Bundes gesetz be- 
ruht, und kann dabei Finanzämter 
auf die Verwaltung bestimmter 
Steuern oder die Wahrnehmung 
bestimmter Aufgaben beschränken, 

§ 23 

Leitung der Finanzämter 

Mitwirkung anderer Behörden 
Die §§15 bis 19 gelten für die 
Finanzämter entsprechend. Die 
Beamten des Steuerfahndungsdien- 
stes haben die Ermittlungsbefug- 
nisse, die den Beamten der Finanz- 
ämter zustehen. Sie sind Hilfs- 
beamte der Staatsanwaltschaft 
im Sinn von § 152 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes und von § 163 
der Strafprozeßordnung. 

§ 24 

Bildung von Steuer ausschüssen 

(1) Bei den Finanzämtern, die 
Steuern vom Einkommen oder 
vom Vermögen verwalten, sind 
je nach den örtlichen Bedürfnis- 
sen ein Steuerausschuß oder meh- 
rere Steuerausschüsse zu bilden. 

(2) Für die Bildung der Steuer- 
ausschüsse und deren Tätigkeit 
gelten die Vorschriften der §§ 25 
bis 34. 


§ 25 

Zuständigkeit der Steuerausschüsse 

(1) Das Finanzamt kann sich durch 
den Steuerausschuß beraten lassen: 

1. bei der gesonderten Feststel- 
lung der Besteuerungsgrund- 
lagen in den Fällen der ^§ 214, 
215 und 220 Ziffer 2 der 
Reichsabgabenordnun g. 
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2. bei der Festsetzung der Steuer- 
meßbeträge für die Gewerbe- 
steuer, 

3. bei der Festsetzung der 
Steuern vom Einkommen und 
bei der Festsetzung der Ver- 
mögensteuer; ausgenommen 
sind diejenigen Steuern, die 
regelmäßig durch Steuerabzug 
erhoben werden, 

4. in Angelegenheiten von allge- 
meiner Bedeutung (zum Bei- 
spiel bei der Festsetzung von 
Durchschnittsätzen) . 

(2) Der Steuerausschuß entschei- 
det über die Einsprüche, die sich 
gegen eine der im Absatz 1 
bezeichneten Steuerfeststellungen 
oder Steuerfestsetzungen richten. 
Der Steuerausschuß kann vor der 
Entscheidung den Steuerpflich- 
tigen um Auskünfte oder weitere 
Nachweisungen ersuchen und Ihn 
erforderlichenfalls vorladen. 

§ 26 

Zusammensetzung 
des Steuerausschusses 

(1) Der Steuerausschuß besteht 
aus einem Vorsitzenden und min- 
destens vier, höchstens acht ge- 
wählten Mitgliedern, zu denen 
die Mitglieder kraft 
Amts (§ 2 7) hinzutreten. 


(2) Vorsitzender des Steueraus- 
schusses Ist der Vorsteher des Fi- 
nanzamts oder ein mit seiner Ver- 
tretung im Vorsitz beauftragter 
Beamter. 

§27 

Mitglieder kraftAmts 

(1) Mitglieder des Steueraus- 
schusses kraft Amts sind die 
Bürgermeister derjenigen Ge- 
meinden, die e^anz oder zum Teil 
im Bezirk des Finanzamts belegen 
sind. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. bei der Festsetzung der Steuer- 
meßbeträge für die Gewerbe- 
steuer, 

3. bei der Festsetzung der Steuern 
vom Einkommen und bei der 
Festsetzung der Vermögen- 
steuer; ausgenommen sind 
diejenigen Steuern, die regel- 
mäßig durch Steuerabzug er- 
hoben werden. 

(2) Das Finanzamt muß den 
Steuerausschuß in Angelegenheiten 
von allgemeiner Bedeutung (zum 
Beispiel bei der Festsetzung von 
Durchschnittsätzen) hören. 

(3) Der Steuerausschuß entscheidet 
über die Einsprüche, die sich gegen 
eine der in den Absätzen 1 und 2 
bezeichneten Steuerfeststellungen 
oder Steuerfestsetzungen richten. 
Der Steuerausschuß kann vor der 
Entscheidung den Steuerpflichtigen 
um Auskünfte oder weitere Nach- 
weisungen ersuchen und ihn erfor- 
derlichenfalls vorladen. 

§ 26 

Zusammensetzung 
des Steuerausschusses 

(1) Der Steuer ausschuß besteht 

1. aus einem Vorsitzenden 

2. einem gewählten Gemeinde- 
vertreter für jede Gemeinde 
des Finanzamtsbezirks und 

3. mindestens vier, höhstens acht 
anderen gewählten Mitglie- 
dern. 

(2) Vorsitzender des Steueraus- 
schusses ist der Vorsteher des 
Finanzamts oder ein mit seiner 
Vertretung im Vorsitz beauftrag- 
ter Beamter. 

§27 

Gewählte Gemeindevertreter 

(1) Die gewählten Gemeindever- 
treter (§ 26 Absatz 1 Ziffer 2) 
werden durch die Vertretung der 
Gemeinden, die ganz oder zum 
Teil im Bezirk des Finanzamts 
liegen, auf die Dauer von sechs 
Jahren gewählt. 
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(2) Die Mitglieder kraft 
Amts wirken nur insoweit mit, 
als es sich 

L um Steuerpflichtige handelt, 
die im Gemeindebezirk ihren 
Wohnsitz (Sitz, dauernden 
Aufenthalt) oder eine Be- 
triebsstätte haben oder 

2. um Vermögensgegenstände 
handelt, die im Gemeinde- 
bezirk gelegen sind. 

§28 

Gewählte Mitglieder 

(1) Die Mitglieder des Steueraus- 
schusses, die dem Steuer- 
ausschuß nicht kraft Amts 
angehören, werden durch 
die Organe der Selbstverwaltung 
auf die Dauer von drei Jahren 
gewählt. Als Organ der 
Selbstverwaltung zu- 
ständig für die Wahl der 
Steueraus^chußmitglie- 
d e r i s t die Gemeindevertretung 
oder, wenn ein Ausschuß für 
mehrere Gemeinden gewählt 
w i r d , die Vertretung des Selbst- 
Verwaltungskörpers, dem die be- 
teiligten Gemeinden angehören. 
Ein Mitglied kann in mehrere 
Ausschüsse gewählt werden. Für 
jedes Mitglied ist ein Vertreter zu 
wählen. 

(2) Als Steuerausschuß- 
mitglieder wählbar sind nur Per- 
sonen, die 

1. mindestens 35 Jahre alt sind, 

2. im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind, 

3. im Bezirk des Finanzamts 
(wenn eine Gemeinde zu den 
Bezirken mehrerer Finanz- 
ämter gehört: in der Ge- 
meinde) wohnen und 

4. mit den örtlichen Verhält- 
nissen vertraut und in wirt- 
schaftlichen Fragen erfahren 
sind. 

(3) Der Vorsteher des Finanzamts 
kann der Gemeindevertretung 
geeignete Personen für die Wahl 
namhaft machen. Er hat dabei die 


(2) Die gewählten Gemeindever- 
treter wirken nur insoweit mit, als 
es sich 

1. um Steuerpflichtige handelt, 
die im Gemeindebezirk ihren 
Wohnsitz (Sitz, dauernden 
Aufenthalt) oder eine Betriebs- 
stätte haben oder 

2. um Vermögensgegenstände 
handelt, die itn Gemeinde- 
bezirk gelegen sind. 

§ 28 

Andere gewählte Mitglieder 

(1) Die anderen gewählten Mit- 
glieder des Steuerausschusscs (§ 26 
Absatz 1 Ziffer 3) werden durch 
die Oreane der Selbstverwaltung 
auf die Dauer von sechs Jahren 
gewählt. Die Wahl erfolgt durch 
die Gemeindevertretung oder, 
wenn ein Ausschuß für mehrere 
Gemeinden zuständig ist, durch 
die Vertretung des Selbstverwal- 
tungskörpers, dem die beteiligten 
Gemeinden angehören. Ein Mit- 
glied kann in mehrere Ausschüsse 
gewählt werden. |Für jedes Mit- 
glied ist ein Vertreter zu wählen. 


(2) Als andere gewählte Mitglieder 
wählbar sind nur Personen, die 

1. mindestens 35 Jahre alt sind, 

2. im Besitz der bürgerlichen 
Ehrenrechte sind, 

3. im Bezirk des Finanzamts 
(wenn eine Gemeinde zu den 
Bezirken mehrerer Finanz- 
ämter gehört: in der Ge- 
meinde) wohnen und 

4. mit den örtlichen Verhält- 
nissen vertraut und in wirt- 
schaftlichen Fragen erfahren 
sind. 

(3) Der Vorsteher des Finanzamts 
kann der Gemeindevertretung ge- 
eignete Personen für die Wahl 
namhaft machen. Er hat dabei 
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Vorschläge der Berufsvertretun- 
gen (zum Beispiel Gewerkschaf- 
ten, Bauernverbände, Industrie- 
und Handelskammern, Hand- 
werkskammern, V ertr etungen 

der freien Berufe) zu berücksich- 
tigen. 

§29 

Ernennung der Mitglieder 
Unterlassen die Organe der Selbst- 
verwaltung trotz Aufforderung 
die Wahl von Ausschußmitglie- 
dern, so ernennt der Oberfinanz- 
präsident die Ausschußmitglieder. 

§ 30 

Einspruchsentscheidungen ohne 
Mitwirkung der Steuerausschüsse 
Verweigert ein Steuerausschuß die 
Erledigung seiner Geschäfte, so 
entscheidet das Finanzamt an 
Stelle des Steuerausschusses über 
Einsprüche. 

§ 31 

Entschädigung 
der Steuerausschußmitglieder 
Das Amt eines Steuerausschuß- 
mitgliedes ist ein Ehrenamt. Eine 
angemessene Entschädigung für 
Aufwand und Zeitverlust kann 
zugebilligt werden. 

§ 32 

V erpflichtung 

der Steuerausschußmitglieder 

(1) Die Steuerausschußmitglieder 
und ihre Stellvertreter sind bei 
Eintritt in ihre Tätigkeit zu ver- 
pflichten und haben dem Vor- 
steher des Finanzamts durch 
Handschlag zu geloben: 

Ich will mein Amt unparteiisch 
und nach bestem Wissen und 
Gewissen ausüben, keine Sonder- 
interessen verfolgen und das 
Steuergeheimnis wahren. 

(2) Über die Verpflichtung ist eine 
Niederschrift aufzunehmen. 

§ 33 

Verfahren des Steuerausschusses 
(1) Der Steuerausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn außer dem Vor- 


die Vorschläge der Berufsvertre- 
tungen (zum Beispiel Gewerk- 
schaften, Bauernverbände, Industrie- 
und Handelskammern, Hand- 
werkskammern, Vertretungen der 
freien Berufe) zu berücksichtigen. 

§ 29 

unverändert 


§ 30 

unverändert 


§ 31 

unverändert 


§ 32 

Verpfliditung 

der Steuerausschußmitglieder 

(1) Die Steuerausschußmitglieder 
und ihre Stellvertreter sind bei 
Eintritt in ihre Tätigkeit zu ver- 
pflichten und haben dem Vorsteher 
des Finanzamts durch Handschlag 
zu geloben ; 

Ich will mein Amt nach den 
gesetzlichen Bestimmungen un- 
parteiisch und nach bestem Wis- 
sen und Gewissen ausüben, 
keine Sonderinteressen verfolgen 
und das Steuergeheimnis wahren. 

(2) Über die Verpflichtung ist eine 
Niederschrifb aufzunehmen. 

§ 33 

Verfahren des Steuerausschusses 
(1) Der Steuerausschuß ist be- 
schlußfähig, wenn außer dem Vor- 
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sitzenden mindestens zwei 
Mitglieder anwesend sind. 
Der Vorsteher des Finanzamts 
kann Steuerausschußmitglieder, 
die ohne genügende Entschuldi- 
gung ausbleiben oder sich ihren 
Obliegenheiten in anderer Weise 
entziehen, von der Teilnahme an 
weiteren Sitzungen ausschließen. 
(2) Der Vorsteher des Finanzamts 
leitet die Verhandlungen des 
Steuerausschusses. Bei Abstim- 
mung entscheidet Stimmenmehr- 
heit. Der Vorsteher stimmt mit, 
bei Stimmengleichheit entscheidet 
seine Stimme. Bilden sich wegen 
eines Betrags, der für die Steuer- 
berechnung wesentlich ist, mehr 
als zwei Meinungen, so werden 
die Stimmen für den höchsten 
Betrag den Stimmen für den 
nächstniederen Betrag hinzu- 
gezählt, bis sich eine Mehrheit 
ergibt. 

§ 34 

Beteiligung von Behörden an 
den Steuerausschußverhandlungen 

Die Landesfinanzmini- 
ster (Finanzsenatoren) 
und die Oberfinanz p r ä s i d i e n 
sind befugt, sich jederzeit über 
den Stand der Steuerausschußver- 
handlungen zu unterrichten und 
zu den Sitzungen der Steueraus-. 
Schüsse Beamte mit beratender 
Stimme zu entsenden. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

sitzenden mindestens die Hälfte 
der gewählten Mitglieder anwe- 
send ist. Der Vorsteher des Finanz- 
amts kann Steuerausschußmitglieder 
die ohne genügende Entschuldi- 
gung ausbleiben oder sich ihren 
Obliegenheiten in anderer Weise 
entziehen, von der Teilnahme an 
weiteren Sitzungen ausschließen. 
(2) Der Vorsteher des Finanzamts 
leitet die Verhandlungen des Steu- 
erausschusses. Bei Abstimmung ent- 
scheidet Stimmenmehrheit. Der 
Vorsteher stimmt mit, bei Stim- 
mengleichheit entscheidet seine 
Stimme. Bilden sich wegen eines 
Betrags, der für die Steuerberech- 
nung wesentlich ist, mehr als 
zwei Meinungen, so werden die 
Stimmen für den höchsten Betrag 
den Stimmen für den nächstniede- 
ren Betrag hinzu gezählt, bis sich 
eine Mehrheit ergibt. 

§ 34 

Beteiligung von Behörden an 
den Steuerausschußyerhandlungen 

Die für die Finanzverwaltung 
zuständige oberste Landesbehörde 
und die Oberfinanzdirektionen 
sind befugt, sich jederzeit über 
den Stand der Steuer ausschuß Ver- 
handlungen zu unterrichten und 
zu den Sitzungen der Steuer aus- 
schüsse Verwaltungsangehörige 
mit beratender Stimme zu ent- 
senden. 


Abschnitt V 


Abschnitt V 


Auftragsverwaltung 
der Landesfinanzbehörden 


Auftragsverwaltung 
der Landesfinanzbehörden 


§ 35 


Übertragung 

an die Landesfinanzbehörden 


§ 35 


Übertragung 

an die Landesfinanzbehörden 


(1) Den Landesfinanzbehörden 
werden als Auftragsverwaltung 
übertragen; 

1. die Verwaltung der Sofort- 
hilfeabgabe nach Maßgabe 
des Gesetzes zur Milderung 


(1) Den Landesfinanzbehörden 
werden als Auftragsvcrwaltung 
übertragen : 

1 . die Verwaltung der Soforthilfe- 
abgabe nach Maßgabe des Ge- 
setzes zur Milderung dringen- 
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dringender sozialer Not- 
stände (Soforthilfegesetz) vom 
8. August 1949 (WiGBl. 
S. 205), 


2. die Verwaltung der Reichs- 
fluchtsteuer nach Maßgabe 
des Gesetzes zur Verlänge- 
rung der Vorschriften über 
die Reichsfluchtsteuer vom 
19. Dezember 1937 (RGBL I 
S. 1385), 

3. die Verwaltung der Abgabe 
„Notopfer Berlin‘‘ nach Maß- 

abe des Gesetzes zur Er- 
ebung einer Abgabe „Not- 
opfer Berlin‘‘ im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland 
vom 29. Dezember 1949 
(Bundesgesetzblatt 1949 S. 35) 
mit Ausnahme der Abgabe 
der Postsendungen, 

4. die Verwaltung desjenigen 
Teils der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer, 
den der Bund für sich in An- 
spruch nimmt. 

(2) Jedes Land erhält vorbe- 
haltlich abweichender 
Bestimmungen vom Bund 
als Beitrag zu den Kosten der Ver- 
waltung vier vom Hundert des 
Istaufkommens der für den Bund 
erhobenen Steuern. 

Abschnitt VI 
Überleitungsvorschriften 
§ 36 

Errichtung 

von Oberfinanz präsidien 
(1) Soweit in einem Land, eine 
dem Oberfinanz p r ä s i d i u m 
(§§ 3 bis 12) entsprechende Mittel- 
behörde der Finanzverwaltung 
nicht besteht, ist das Land ver- 
pflichtet, spätestens am 

je nach Bedarf e i n Oberfinanz- 
Präsidium oder mehrere 
Oberfinanz präsidien zu er- 
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der sozialer Notstände (Sofort- 
hilfegesetz) vom 8. August 1949 
(WiGBL S. 205) und der ent- 
sprechenden Gesetze in den 
Ländern Baden, Rheinland- 
Pfalz und Württemberg- 
Hohenzollern sowie im baye- 
rischen Kreis Lindau, 

2. die Verwaltung der Reichs- 
fluchtsteuer nach Maßgabe des 
Gesetzes zur Verlängerung der 
Vorschriften über die Reichs- 
fluchtsteuer vom 19. Dezem- 
ber 19^7 (RGBL I S. 1385), 

3. die Verwaltung der Abgabe 
„Notopfer Berlin” nach Maß- 
gabe des Gesetzes zur Erhe- 
bung einer Abgabe „Not Opfer 
Berlin” im Gebiet der Bundes- 
republik Deutschland vom .29. 
Dezember 1 949 (Bundesgesetz- 
blatt 1949 S. 35) mit Ausnahme 
der Abgabe auf Postsendungen, 

4. die Verwaltung desjenigen Teils 
der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer, den der 
Bund für sich in Anspruch 
nimmt. 

(2) Jedes Land erhält vom Bund 
als Beitrag zu den Kosten der Ver- 
waltung vier vom Hundert , des 
Istaufkommens der für den Bund 
erhobenen Steuern, soweit nicht 
in bestehenden Gesetzen etwas 
anderes bestimmt ist. 

Abschnitt VT 

Überleitüngsvorschriften 
§ 36 

Errichtung 

von Oberfinanzdirektionen 
Soweit in einem Land eine der 
Oberfinanzdirektion (§^ 3 bis 12) 
entsprechende Mittelbehörde der 
Finanzverwaltung nicht besteht, ist 
das Land verpfliditet, spätestens 
am 1. Oktober 1950 je nach Be- 
darf eine Oberfinanzdirektion oder 
mehrere Oberfinanzdirektionen zu 
errichten. 
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richten. Mittelbehörden, 
dieeineandereBezeich- 
nung (zum Beispiel die 
Bezeichnung „Landes- 
f i n a n z a m t“) f ü h re n, s i n d 

spätestens am 

umzubenennen. 
(2)ImLandeHessenkön- 
nen die Geschäfte der 
Abteilung der Ober- 
finanzkasse für die 
Kassenverwaltung aus 
dem Geschäftskreis der 
Besitz- und Verkehr- 
steuerabteilung (§ 11 

Absatz 2) durch die zur 
hessischen Finanzver- 
waltung gehörenden 
Staatsoberkassen erle- 
digtwerden. 

§ 37 

Übernahme von Beamten, 
Angestellten und Arbeitern 

(1) Die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Haupt Zoll- 
ämter einschließlich 
ihrer Hilfsstellen und 
der Zollfahndungsstel- 
len treten mit Wirkung a b 
1. April 1 9 5 0 in den Dienst 
des Bundes über. Die Beamten, 
Angestellten und Arbeiter der 
Oberfinanzpräsidien 
(Landesfinanzämter) der 
Länder werden, soweit es zur 
Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlich ist, vom Bundesmini- 
ster der Finanzen im Einver- 
nehmen mit dem Landes- 
finanzminister(Finanz- 
Senator) übernommen. 

(2) Kapitel V des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des allgemeinen 
Beamten-, des Besoldungs- und 
des Versorgungsrechts vom 
30. Juni 1933 (RGBL I S. 433) ist 
anzuwenden. 

§ 38 

Zollgrenz dienst 

Das Gesetz der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
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§ 37 

Übernahme von Beamten, Ange- 
stellten und Arbeitern 

(1) Die Beamten, Angestellten und 
Arbeiter der Länder, die in der 
Zoll“ und Verbrauchsteuerver- 
waltung oder im Zollgrenzdienst 
besdiäftigt sind, treten zu einem 
vom Bundesminister der Finanzen 
zu bestimmenden Termin in den 
Dienst des Bundes über. Im übri- 
gen werden die Beamten, Ange- 
stellten und Arbeiter der Finanz- 
verwaltungen der Länder vom 
Bundesminister der Finanzen im 
Einvernehmen mit der hierfür 
zuständigen obersten Landesbe- 
hörde übernommen, soweit es zur 
Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlich ist. 

(2) Kapitel V des Gesetzes zur 
Änderung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des allgemeinen Be- 
amten*, des Besoldungs- und des 
Versorgungsrechts vom 30. Juni 
1933 (RGBl, I S. 433) ist anzu- 
wenden. 

§ 38 

unverändert 
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über die Zolleitstelle und den 
Zollgrenzdienst vom 11. April 
1949 (WiGBLS 58) wird, wenn 
nicht durch Gesetz ein früherer 
Zeitpunkt bestimmt wird, mit 
Wirkung ab 1. Januar 1951 auf- 
gehoben. 

§ 39 

Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein 

Die Errichtung der Bundesmono- 
polverwaltung für Branntwein 
wird durch ein besonderes Gesetz 
geregelt. 

§ 40 

Vorschriften 

der Reichsabgabenordnung 

( 1 ) Die Reichsabgabenordnung 
gilt für alle Abgaben, die durch 
Bundesfinanzbehörden oder durch 
Landesfinanzbehörden verwaltet 
werden. 

(2) Die folgenden Vorschriften 
der Reichsabgabenordnung wer- 
den aufgehoben: 

§ 17, § 21 Satz 2, 

§§ 24 bis 38 und 
§§ 44 bis 46. 

(3) In § 70 Absatz 1 der Reichs- 
abgabenordnung wird das Wort 
„Beiratsmitglieder‘‘ durch das 
W ort „Steuerausschußmitglieder"^ 
in § 208 Absatz 2, § 232 a und 
§ 481 Absatz 2 der Reichsabgaben- 
ordnung das Wort „Beirat“ durch 
das Wort „Steuerausschuß“ er- 
setzt. 

(4) Dem § 263 der Reichsabgaben- 
ordnung wird der folgende Ab- 
satz 2 angefügt: 

„Gegen Einspruchsentscheidun- 
gen des Steuerausschusses kann 
auch der Vorsteher des Finanz- 
amts Berufung einlegen. Die Frist 
für die Einlegung der Berufung 
durch den Vorsteher endet mit 
Ablauf der für den Steuerpflich- 
tigen laufenden Berufungsfrist 
(§ 245, § 246 Absatz 1).“ 
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§ 39 


unverändert 


§ 40 

Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung 

(1) Die Reichsabgabenordnung gilt 
für alle Abgaben, die durch Bun- 
desfinanzbehörden oder durch 
Landesfinanzbehörden verwaltet 
werden. 

(2) Die folgenden Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung werden auf- 
gehoben : 

§17, §21 Satz 2, §§24 bis 35, 
36 Absatz 1, 37, 38, 44, 45 
und 46 Absatz 1. 

(3) In § 70 Absatz l der Reichs- 
abgabenordnung wird das Wort 
„Beiratsmitglieder” durch das Wort 
„Steuerausschußmitglieder”, in 
§ 208 Absatz 2, §232a und §481 
Absatz 2 der Reichsabgabenord- 
nung das Wort „Beirat” durch das 
Wort „Steuerausschuß” ersetzt. 

(4) Den § 263 der Reichsabgaben- 
ordnung wird der folgende Ab- 
satz 2 angefügt: 

„ Gegen Einspruchsentschei- 
dungen des Steuerausschusses 
kann auch der Vorsteher des 
Finanzamts Berufung einlegen. 
Die Frist für die Einlegung der 
Berufung durch den Vorsteher 
endet mit Ablauf der für den 
Steuerpflichtigen laufenden Be- 
rufungsfrist (§ 245, § 246 Ab- 
satz l).” 
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§ 41 

Ermächtigung zum Erlaß 
von Verwaltungs Vorschriften 

Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates die zur Durchführung 
dieses Gesetzes, insbesondere die 
zur Überleitung der Behörden- 
organisation erforderlichen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen. 

§ 42 

Änderung des Gesetzes 
über den Bundesfinanzhof 

In § 1 Satz 2 des Gesetzes über 
den Bundesfinanzhof werden 
hinter das Wort „Finanzämter“ 
die Worte „oder von den Ober- 
finanzpräsidien“ eingefügt. 

§43 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 


§ 41 

unverändert 

§ 42 

entfällt 

§ 43 

unverändert 
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